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1. Motivation

2. Zielsetzung der Baulandentwicklung

3. Stufen der Baulandentwicklung und - mobilisierung

4. Vorstellung der Vertragspartner

5. Städtebauliche Kalkulation

6. Realisierung durch Umlegung und Städtebaulichen Vertrag

7. Fazit



Motivation
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Von der „grünen Wiese“            

Hannover-Wettbergen      

In der Rehre

zur  Null-Emissionssiedlung



Lage im Stadtgebiet Hannover
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Stadtteil Wettbergen / Luftbild vorher
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Besitzstand 
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Einfluss auf die gestalterische/architektonische Qualität

Steuerung der Stadtentwicklung durch Bereitstellung von 

Grundstücken und sinnvoller Vermarktung

Realisierung der Planung

Städtebauliche 

Zielsetzungen
Sicherung von Gemeinbedarfsflächen

Schaffung von KiTa - Plätzen

Dämpfung der GrundstückspreiseSozialpolitische 

Zielsetzungen

Entlastung des kommunalen Haushalts
Fiskalische 

Zielsetzungen

Zielsetzung der Baulandentwicklung

Nullemissionssiedlung

Ausgleichsflächen im Gebiet

Regenwasserbewirtschaftung im Gebiet

Ökologische 

Zielsetzung

Sicherung von Freiraumflächen



 Modellprojekt einer Klimaschutzsiedlung

 Einkaufszentrum am Rande des geplanten Baugebietes

 Soziale Infrastruktur in Wettbergen soll gestärkt werden

 Schnelles Baurecht (insbesondere Förderung für junge Familien)

Definition der Klimaschutzsiedlung:

„In einer Klimaschutzsiedlung wird versucht, die Emission, die bei der Nutzung der

Wohngebäude durch Heizung, Warmwasserbereitung und Haushaltsstrom der

Bewohner verursacht werden, zu minimieren. Unvermeidbare Restemissionen werden

durch die Beteiligung an regenerativen Energieerzeugungsanlagen außerhalb oder

innerhalb der Siedlung kompensiert.“

Politische Forderung
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Abbildung einer Nachbarschaft



Bebauungsplan Nr. 1522

Satzungsbeschluss
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Weg Kostenbeteiligung

Einfluss auf 

Realisierung der 

Planung
Rechtlicher 

Charakter

Reine Angebotsplanung - - Öffentlich – rechtlich

Private Developer / StbV + + Öffentlich - rechtlich

Städtebauliche 

Entwicklungsmaßnahme
+ +

Öffentlich - rechtlich

Amtliche Umlegung o o Öffentlich - rechtlich

Freiwillige Umlegung + +

Öffentlich – rechtlich,

privatrechtlich

Kommunaler 

Zwischenerwerb
+ + Privatrechtlich

Instrumente der Baulandmobilisierung
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die 3 Akteure bzw. Vertragspartner
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•

•

•

Wohnungsbauträger

Erschließungsträger

Gemeinde und 

Grundeigentümerin



Besitzstand nach Übernahme  durch Investoren
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letzter Entwurf  bilanziert
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Bruttobauland: 252.744 m²

Nettobauland: 135.296 m²

Öffentliche Flächen: 120.740 m²

Straßen und Wege: 38.288 m² (14%)

Grünflächen: 68.974 m² (27%)

Retentionsflächen: 12.184 m² (  5%)

Wohneinheiten: ca. 330 WE

Gewerbeeinheit: 1

Ausbeute NBL    54%

letzter Entwurf  bilanziert
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Inhalte der Kalkulation
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Städtebaulicher Vertrag Umlegungsverfahren

eng aufeinander 

abgestimmte   

Rechtsvereinbarungen

I. Allgemeine Regelungen:
• Entwicklung einer Klimaschutzsiedlung 

• Neuordnung durch Umlegungsverfahren

• Gemeinsame Entwicklung, Erschließung, Vermarktung

• Kostenaufteilung nach Verhältnis der Zuteilungsflächen

II. Klimaschutzziele:
• Ökologische Beratung

• Passivhausstandard

• Vorgabe von Heizsystemen

• Ausgleich der Restemission 

III. Öffentliche Erschließung:
• Straßen- und Wegebau

• Öffentliche Grünflächen, Spielplätze, Ausgleich

IV. Soziale Infrastruktur:
• Beitrag für Kitaplätze (unter und über 3 Jahre)

VI. Vermarktung:
• Kaufpreisfestlegung 

• Vermarktungsstrategien

• Personaleinsatz

Stbl. Vertrag / Vereinbarte amtliche Umlegung

• Regelungen nach § 76 BauGB im      
Einvernehmen

• Besonderer Verteilungsmaßstab nach 

§ 56 (2) BauGB

• Zuteilung der Grundstücke 
erschließungsbeitragsfrei

• Zahlungsverpflichtung von Erschließung  

und Grün / Spielplätze

• Zuteilung von Baublöcken 

• Regelung von Rechten für privaten  
Muldenrigolen

• Sicherung der Zahlungspflicht durch 
öffentliche Last im Grundbuch



Besitzstand nach Übernahme  durch Investoren
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Besitzstand nach Umlegung 
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Auszug aus Umlegungsregelung 

25

Umlegungsverfahren Nr. 1522 - In der Rehre-Süd - 
 
Die bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen südlich der Straße In der Rehre sollen zu 
einem Wohnbaugebiet entwickelt werden. Nach den kommunalrechtlichen Vorgaben soll 
dabei eine Null-Emissions-Siedlung entstehen. 
 
Zurzeit liegt das Baugebiet im Außenbereich nach § 35 BauGB, so dass für die geplante 
Bebauung mit Einfamilienhäusern zuvor eine entsprechende planungsrechtliche Ausweisung 
im Bebauungsplan erforderlich ist. Hierzu wurde bereits das Verfahren zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 1522 eingeleitet, der Satzungsbeschluss ist für Juni 2010 vorgesehen. 
 
Die Beteiligten wollen entsprechend des modifizierten Ergebnisses des durchgeführten 
städtebaulichen Wettbewerbes ihre Flächenanteile neu verteilen, das Baugebiet gemeinsam 
entwickeln, Baugrundstücke bilden und diese vermarkten. Im Endausbau sollen rd. 
300 Wohneinheiten entstehen. Die Entwicklung bzw. Bebauung soll dabei in 
3 Bauabschnitten von Westen nach Osten erfolgen. An der Nordwestecke des Gebietes soll 
im ersten Bauabschnitt ein Nahversorger entstehen. Die bei der Entwicklung des Gebietes 
entstehenden sozialen Infrastrukturkosten werden in einem separaten städtebaulichen 
Vertrag geregelt. 
 

Alle Beteiligten sind sich einig, dass die Neuordnung der Grundstücke im Rahmen eines 
Umlegungsverfahrens entsprechend § 76 BauGB im Einvernehmen und nach einem frei 
gewählten Verteilungsmaßstab nach § 56 Absatz 2 BauGB verwirklicht werden soll. Das 
Nettobauland soll dabei möglichst zu gleichen Teilen auf die drei Partner verteilt werden.  
Mehr- oder Minderzuteilungen gegenüber dem Sollanspruch werden mit 80,- €/m² 
ausgeglichen. 
 
Weiterhin sind sich die Beteiligten darüber einig, dass die Verfahrenskosten für die 
Umlegung in Höhe von 600.000,- € im Verhältnis des zugeteilten Nettobaulandes aufgeteilt 
werden soll. 
 
Die Zuteilung der Bauflächen erfolgt bezüglich der öffentlichen Straßen und Wege, des 
Straßenbegleitgrüns, der öffentlichen Grünmaßnahmen, der Maßnahmen für den Ausgleich 
der Eingriffe in Natur und Landschaft und der öffentlichen Spiel- und Bolzplätze 
erschließungsbeitragsfrei. Erschließungsbeiträge nach § 127 BauGB und 
Kostenerstattungen nach § 135 a BauGB werden nicht erhoben. 
 
Die Kosten für die öffentlichen Straßen und Wege einschließlich des Straßenbegleitgrüns in 
Höhe von ca. 4,60 Mio. €, für die öffentlichen Grünmaßnahmen, die Maßnahmen zum 
Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft und die öffentlichen Spiel- und Bolzplätze in 
Höhe von ca. 1,43 Mio. € sowie die Verfahrenskosten von 0,6 Mio. €, insgesamt ca. 
6.630.000,- € werden in einem besonderen Beitrag von den Beteiligten entsprechend dem 
Nettobaulandverhältnis erhoben, dabei ist den Beteiligten bewusst, dass aufgrund des 
langen Entwicklungszeitraumes erhebliche Preissteigerungen gegenüber den 
veranschlagten Kosten eintreten können. 
 
Nicht Gegenstand der erschließungsbeitragsfreien Zuteilung sind u.a. die Leistungen für die 
siedlungsentwässerungstechnischen Anlagen, Kosten für Hausanschlüsse und ähnliches. 
 
Es ist uns bekannt, dass diese Regelung nur gemeinsam mit den Regelungen der übrigen 
Beteiligten nach Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 1522 - In der Rehre-Süd - vollzogen 
werden kann. 
 
Dieses vorausgeschickt, erklären wir uns vorbehaltlos und unwiderruflich mit der 
nachfolgenden Entscheidung nach § 76 BauGB durch den Umlegungsausschuss der 
Landeshauptstadt Hannover einverstanden: 
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1.2 XXX bringt Grundstücke zur Gesamtgröße von 97.261 m² in das Verfahren ein. 
Bezogen auf den Gesamteinwurfswert aller Grundstücke im Verfahren ergibt sich ein 
Anspruch auf Zuteilung von 45,88 % am Gesamtnettobauland. 

 
Gemäß § 56 Abs. 2 BauGB wurde ein Verteilungsmaßstab vereinbart, wonach das 
Nettobauland zu möglichst gleichen Teilen auf alle drei Beteiligten im 
Umlegungsverfahren verteilt wird. 
 
Es wird festgestellt, dass XXX eine Zuteilung an Bauflächen von ca. 34,22 % in 
Größe von ca. 46.246 m² erhält. 

 
1.3 Anstelle der Grundstücke nach Ziffer 1.1 werden XXX die in dem als Anlage 2 

beigefügten Plan dargestellten Flächen zugeteilt, und zwar: 

Auszug aus Umlegungsregelung 
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Auszug aus Umlegungsregelung 
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Zuteilung
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Städtebaulicher Vertrag
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Städtebaulicher Vertrag
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Städtebaulicher Vertrag
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Städtebaulicher Vertrag
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Städtebaulicher Vertrag
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Fazit

 die Ziele der Baulandbereitstellung für den Klimaschutz lassen sich durch 
die Anwendung der hoheitlichen Instrumente umsetzen

 Kommune und Investoren sind an einer wirtschaftlich ausgerichteten 
Baulandbereitstellung interessiert

 die Städtebauliche Kalkulation  ist unverzichtbar in der Abwägung der 
Anwendbarkeit geeigneter Instrumente der Baulandbereitstellung

 eine wirtschaftlich ausgerichtete Baulandbereitstellung sollte bereits bei 
der Anpassung des FNP ins Kalkül einbezogen werden

 hohe Mitwirkungsbereitschaft und Transparenz innerhalb der 
verschiedenen Fachbereiche der Verwaltung werden vorausgesetzt

 enge Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und Investoren führt zu einem 
erfolgreichen Modell

 Optimale Ergänzung der Akteure durch unterschiedliche 
Aufgabenschwerpunkte 

 Gemeinsame Vermarktungsstrategien verkürzen die Aufschließungszeit des 
Baugebietes
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit !


